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Artikel VII 
 

(1) Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Artikels 
 a) haben die Militärbehörden des Entsendestaates das Recht, innerhalb des Aufnahmestaates die gesamte 

Straf- und Disziplinargerichtsbarkeit auszuüben, die ihnen durch das Recht des Entsendestaates über alle 
dem Militärrecht dieses Staates unterworfenen Personen übertragen ist; 

 b) üben die Behörden des Aufnahmestaates über die Mitglieder einer Truppe oder eines zivilen Gefolges 
und über deren Angehörige in bezug auf die innerhalb des Hoheitsgebietes des Aufnahmestaates 
begangenen und nach dessen Recht strafbaren Handlungen die Gerichtsbarkeit aus. 

(2) (a) Die Militärbehörden des Entsendestaates haben das Recht, über die dem Militärrecht dieses Staates 
unterworfenen Personen die ausschließliche Gerichtsbarkeit in bezug auf diejenigen Handlungen, einschließlich 
Handlungen gegen die Sicherheit dieses Staates, auszuüben, welche nach dem Recht des Entsendestaates, jedoch 
nicht nach dem Recht des Aufnahmestaates strafbar sind. 
 b) Die Behörden des Aufnahmestaates haben das Recht, über Mitglieder einer Truppe oder eines zivilen 

Gefolges und deren Angehörige die ausschließliche Gerichtsbarkeit in bezug auf diejenigen 
Handlungen, einschließlich Handlungen gegen die Sicherheit dieses Staates, auszuüben, welche nach 
dessen Recht, jedoch nicht nach dem Recht des Entsendestaates strafbar sind. 

 c) Im Sinne dieses Absatzes und des Absatzes 3 sind strafbare Handlungen gegen die Sicherheit eines 
Staates 

 i) Hochverrat, 
 ii) Sabotage, Spionage oder Verletzung eines Gesetzes, das sich auf Amtsgeheimnisse dieses Staates 

oder auf Geheimnisse im Zusammenhang mit der Landesverteidigung dieses Staates bezieht. 

(3) In Fällen konkurrierender Gerichtsbarkeit gelten die folgenden Regeln: 
 a) Die Militärbehörden des Entsendestaates haben das Vorrecht auf Ausübung der Gerichtsbarkeit über ein 

Mitglied einer Truppe oder eines zivilen Gefolges in bezug auf 
 i) strafbare Handlungen, die nur gegen das Vermögen oder die Sicherheit dieses Staates oder nur gegen die 

Person oder das Vermögen eines anderen Mitglieds der Truppe oder des zivilen Gefolges dieses Staates 
oder eines Angehörigen gerichtet sind; 

 ii) strafbare Handlungen, die sich aus einer Handlung oder Unterlassung in Ausübung des Dienstes 
ergeben. 

 b) Bei allen sonstigen strafbaren Handlungen haben die Behörden des Aufnahmestaates das Vorrecht auf 
Ausübung der Gerichtsbarkeit. 

 c) Beschließt der bevorrechtigte Staat, die Gerichtsbarkeit nicht auszuüben, so teilt er dies den Behörden 
des anderen Staates sobald wie möglich mit. Die Behörden des bevorrechtigten Staates ziehen die von 
den Behörden des anderen Staates an sie gerichteten Ersuchen um Verzicht auf das Vorrecht in 



  Bundesrecht 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 3 

wohlwollende Erwägung, wenn der andere Staat einem derartigen Verzicht besondere Wichtigkeit 
beimißt. 

(4) Aus den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 ergibt sich für die Militärbehörden des Entsendestaates 
nicht das Recht, die Gerichtsbarkeit über Personen auszuüben, die Staatsangehörige des Aufnahmestaates sind 
oder dort ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, es sei denn, daß diese Personen Mitglieder der Truppe des 
Entsendestaates sind. 

(5) a) Die Behörden des Aufnahme- und des Entsendestaates unterstützen sich gegenseitig bei der 
Festnahme von Mitgliedern einer Truppe oder eines zivilen Gefolges oder von deren Angehörigen im 
Hoheitsgebiet des Aufnahmestaates und bei der Übergabe dieser Personen an die Behörde, die gemäß den obigen 
Bestimmungen die Gerichtsbarkeit auszuüben hat. 

 b) Die Behörden des Aufnahmestaates unterrichten die Militärbehörden des Entsendestaates unverzüglich 
von der Festnahme eines Mitglieds einer Truppe oder eines zivilen Gefolges oder eines Angehörigen. 

 c) Ein einer strafbaren Handlung beschuldigtes Mitglied einer Truppe oder eines zivilen Gefolges, über das 
der Aufnahmestaat die Gerichtsbarkeit auszuüben hat, verbleibt, falls es sich in den Händen des 
Entsendestaates befindet, in dessen Gewahrsam, bis es von dem Aufnahmestaat unter Anklage gestellt 
wird. 

(6) a) Die Behörden des Aufnahme- und des Entsendestaates unterstützen sich gegenseitig bei der 
Durchführung aller erforderlichen Ermittlungen in Strafsachen sowie bei der Beschaffung von Beweismitteln, 
einschließlich der Beschlagnahme und geeignetenfalls der Aushändigung von Gegenständen, die mit einer 
strafbaren Handlung im Zusammenhang stehen. Die Aushändigung derartiger Gegenstände kann jedoch von 
deren Rückgabe innerhalb einer von der aushändigenden Behörde bestimmten Frist abhängig gemacht werden. 

      b) Die Behörden der Vertragsparteien unterrichten sich in allen Fällen, in denen ihre Gerichtsbarkeit 
konkurriert, darüber, was veranlaßt worden ist. 

(7) (a) Todesurteile werden durch die Behörden des Entsendestaates nicht im Aufnahmestaat vollstreckt, 
wenn das Recht des Aufnahmestaates in entsprechenden Fällen diese Strafe nicht vorsieht. 

       b) Die Behörden des Aufnahmestaates werden Ersuchen der Behörden des Entsendestaates um 
Unterstützung bei der Vollstreckung von Freiheitsstrafen, die von den Behörden des Entsendestaates auf Grund 
dieses Artikels innerhalb des Hoheitsgebietes des Aufnahmestaates ausgesprochen worden sind, wohlwollend 
prüfen. 

(8) Wenn ein Angeklagter in einem Strafverfahren, das nach diesem Artikel von den Behörden einer 
Vertragspartei gegen ihn durchgeführt wurde, freigesprochen worden ist oder wenn er in einem solchen 
Verfahren verurteilt worden ist und seine Strafe verbüßt oder verbüßt hat oder begnadigt worden ist, kann nicht 
wegen derselben Handlung innerhalb desselben Hoheitsgebietes von den Behörden einer anderen Vertragspartei 
erneut vor Gericht gestellt werden. Dieser Absatz schließt nicht aus, daß die Militärbehörden des Entsendestaates 
ein Mitglied der Truppe dieses Staates wegen eines Dienstvergehens belangen, das in einer Handlung oder 
Unterlassung liegt, derentwegen von den Behörden einer anderen Vertragspartei ein Strafverfahren gegen dieses 
Mitglied durchgeführt wurde. 

(9) Wird ein Mitglied einer Truppe oder eines zivilen Gefolges oder ein Angehöriger unter der 
Gerichtsbarkeit eines Aufnahmestaates strafrechtlich verfolgt, so hat er das Recht 
 a) auf alsbaldige und schnelle Verhandlung; 
 b) vor der Verhandlung über die gegen ihn erhobenen Beschuldigungen unterrichtet zu werden; 
 c) den Belastungszeugen gegenübergestellt zu werden; 

 d) Entlastungszeugen laden und vorführen zu lassen, wenn diese der Gerichtsbarkeit des Aufnahmestaates 
unterstehen; 

 e) auf Vertretung durch einen Verteidiger eigener Wahl oder durch einen nach Maßgabe der jeweils in dem 
Aufnahmestaat geltenden Bedingungen gebührenfrei oder zu ermäßigten Gebühren bestellten 
Verteidiger; 

 f) falls er es für notwendig hält, auf die Dienste eines befähigten Dolmetschers; 

 g) sich mit einem Vertreter der Regierung des Entsendestaates in Verbindung zu setzen sowie, wenn es die 
Verfahrensvorschriften gestatten, auf Anwesenheit eines solchen Vertreters bei der Verhandlung. 

(10) a) Ordnungsmäßig aufgestellte militärische Einheiten oder Verbände einer Truppe haben die 
Polizeigewalt in allen Lagern, Anwesen oder anderen Liegenschaften, die sie auf Grund einer Vereinbarung mit 
dem Aufnahmestaat innehaben. Die Militärpolizei der Truppe kann alle geeigneten Maßnahmen treffen, um die 
Ordnung und Sicherheit innerhalb dieser Liegenschaften aufrechtzuerhalten. 

       b) Außerhalb dieser Liegenschaften darf die Militärpolizei nur nach Maßgabe von Abmachungen mit den 
Behörden des Aufnahmestaates und in Verbindung mit diesen und nur so weit eingesetzt werden, wie dies zur 
Aufrechterhaltung der Disziplin und Ordnung unter den Mitgliedern der Truppe erforderlich ist. 

(11) Jede Vertragspartei strebt diejenigen gesetzgeberischen Maßnahmen an, die sie für erforderlich hält, 
um sicherzustellen, daß innerhalb ihres Hoheitsgebietes die Sicherheit und der Schutz von Anlagen, 
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Ausrüstungs- und sonstigen Vermögensgegenständen, amtlichen Schriftstücken und amtlichen Kenntnissen 
anderer Vertragsparteien sowie die Bestrafung von Zuwiderhandlungen gegen die zu diesem Zwecke erlassenen 
Gesetze hinreichend gewährleistet sind. 


